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Editorial

Gerhard Bartz © privat

Liebe Mitglieder, Freundinnen 
und Freunde unseres Vereines, 

„Ein Weihnachten, wie es früher 
einmal war“, können wir zumindest 
in diesem Jahr vergessen. Covid-
19 beschädigt die letzten Reste der 
ohnehin nur noch spärlich vorhan-
denen sozialen Strukturen. Fami-
lien werden an gemeinsamen Feiern 
gehindert, auch Feiern in Betrieben, 
in Vereinen sind abgesagt. Selbst 
Kirchen, die sich in den Weih-
nachtstagen ansonsten nochmals 
wie in alten Zeiten füllen, müssen 
Besucher*innen den Zutritt ver-
weigern, sobald die Mindestabstän-
de nicht mehr eingehalten werden 
können. Viele Gottesdienste wer-
den „open Air“ stattfinden, wenn 
es die Witterung zulässt.

Menschen in Alten- und Behin-
dertenanstalten, aber auch in Kran-
kenhäusern trifft es besonders hart. 
Sind die Kontakte zum Leben au-
ßerhalb schon eingeschränkt genug, 
werden sie nun durch den (oder auch 
das) Virus nahezu zum Erliegen ge-
bracht. Das Fatale in diesen Situa-
tionen ist, dass - von dramatischen 
Verläufen abgesehen - diese Men-
schen dort verbleiben. Nicht von 

ungefähr entwickelt sich dadurch 
manche Anstalt binnen kurzer Zeit 
zu einem Hotspot. Und das dort be-
schäftigte Personal - gleich ob Pfle-
gefachkraft oder Raumpfleger*in 
- sorgt dann für die vom Virus be-
gehrten Außenkontakte.

Besonders schwierig wird es auch 
für „freilebende“ Menschen mit Be-
hinderung. Oft gehören sie einer Ri-
sikogruppe an. Sie schränken ihre 
Kontakte seit Monaten stark ein. 
Dennoch können sie durch Kon-
takt mit Pflegepersonen von ambu-
lanten Diensten oder durch eigene 
Assistent*innen im Arbeitgeber-
modell angesteckt werden. Eigent-
lich müssten sie sich in ihren eige-
nen Räumlichkeiten zumindest mit 
den sogenannten Alltagsmasken 
für sich und die Assistent*innen 
schützen. Doch die Kostenüber-
nahme hierfür wird meist verwei-
gert und aus eigenen Mitteln sind 
sie oft nicht bezahlbar. Hinzu kom-
men neben den „normalen“ Erkran-
kungen des Teams auch noch Aus-
fälle durch Corona-Infektionen und 
- häufiger noch - durch Quarantäne-
Verordnungen. Die meist auf „Kan-
te genähten“ Arbeitgebermodelle 
kommen schnell an den Rand des 
Zusammenbruchs. Hier rächt sich, 
dass die Kostenträger immer wie-
der versuchen, die Bedarfe herunter 
zu verhandeln. Und wenn es plötz-
lich gar nicht mehr geht, muss man 
sein Heil in einer Kurzeitpflege su-
chen und rollt dem Virus damit in 
die offenen Arme.

Nach meiner Meinung schaden 
Menschen, die deutschlandweit ge-
gen die vermeintlichen Freiheits-
einschränkungen protestieren, sich 
und uns alle mehrfach: Sie riskie-
ren, sich an anderen Maskenverwei-
gerern durch große Nähe zu infizie-
ren. Sie tragen eine Verunsicherung 
in die Gesellschaft, die durch die-

se Proteste in ihren Zweifeln „ge-
füttert“ wird. Und sie bieten Ex-
tremisten jeglicher Art bis hin zu 
denen, die kinderschlachtende Rep-
tilien unter der Erde wissen, eine 
Projektionsfläche, die es ihnen ge-
stattet, mit diesen Horrorvorstel-
lungen in die Medien zu kommen. 
Dass sich die Afd auch daran hängt, 
konnte erwartet werden. Alle eint, 
dass nützt, was Unruhe in die Ge-
sellschaft trägt. Mich stimmt es 
traurig, dass ein ForseA-Vorstands-
mitglied bei diesen Veranstaltungen 
mitrollt.

In dieser Gemengelage gehen un-
sere Interessen an der Öffentlichkeit 
vorbei, einzelne Hilferufe gar in der 
lauten Kulisse unter. Hinzu kommt, 
dass sich Behörden und selbst Ko-
stenträger nicht in unsere Situation 
versetzen können.

Zum Jahreswechsel wünschen 
wir Ihnen und uns allen viel Ge-
sundheit und dass die zweite Wel-
le an uns allen vorbeirollt. Die drit-
te Welle wird dann als nicht mehr 
so dramatisch erwartet und dann 
gibt es hoffentlich auch schon Impf-
stoffe und der Frühling wird auch 
für Erleichterung sorgen.

Bemühen wir uns also trotz al-
ler Widrigkeiten, uns ein schönes 
Fest zu gestalten. Auch wenn wir 
viele Familienmitglieder und unse-
re Freundinnen und Freunde nicht 
sehen können. Herzlichen Dank an 
Laura Brachtel, die uns auch in die-
sem Jahr eine Weihnachtsgeschich-
te beschert hat. Bleiben Sie gesund 
und achten Sie bitte auf sich und 
Ihre Mitmenschen.

Freundliche Grüße

Gerhard Bartz, Vorsitzender
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Weihnachtsgeschichte 2020

Alles wird gut.
Herzlichen Dank an unser Mit-

glied Laura Brachtel für diese mo-
tivierende Geschichte!

 
Es begann an einem Dienstag. 

Es hatte zum ersten Mal in diesem 
Winter geschneit. Alles war in weih-
nachtliche Atmosphäre getaucht: An 
den Häusern waren Lichterketten an-
gebracht; an Hauswänden kletterten 
rote Weihnachtsmänner hoch… Die 
Straße war spiegelglatt …und war 
es auch neblig? Er konnte sich nicht 
daran erinnern. Er war mit seinem 
Fahrrad unterwegs. Der Tacho zeigte 
30 km/h. Irgendwie musste er auf-
grund der Glätte die Kontrolle über 
sein Fahrrad verloren haben…

Er hatte gerade einen Studien-
platz für Romanistik erhalten. In 
einer fremden Stadt. Er wollte stu-
dieren und war unterwegs ins Se-
minar; sein erstes. Diese Gedanken 
hatte er noch im Kopf, danach? Er 
öffnete die Augen und sah um sich. 
Wo war er? Dies war nicht sein Zim-
mer. Er vernahm Schritte, die sich 
seinem Zimmer näherten. Schnelle 
Schritte. Seine Mutter? Nein. Ihre 
Schritte klangen anders. Und die 
Stimmen, die er vernahm, waren 
nicht die seiner Eltern. Es roch nach 
Desinfektionsmittel.

Leise wurde die Tür geöffnet. Er 
hörte Wortfetzen wie: „Knapp mit 
dem Leben davon gekommen… er 
ist noch jung…“, konnte er ausma-
chen. Irgendeine Mischung aus hell-
wach und schlafend – das war sein 
derzeitiger Zustand. Uwe sah nur 
weiß gekleidete Personen. Ärzte? 
War er etwa im Krankenhaus? 

„Sie machen Sachen!“ Uwe run-
zelte die Stirn. Er konnte sehen, wie 
der Arzt nach den richtigen Worten 

Engel mit Kerze und Christbaumkugeln © by BettinaF pixelio.de

rang. Nach Worten, die um Gottes 
willen nicht zu hart klangen. „Sie 
sind hier, weil Sie einen schweren 
Unfall hatten.“ „Was? Unfall? Ich?“ 
In seinem Blick zeichnete sich Un-
verständnis. Der Arzt verließ den 
Raum. Mehr Worte schien er nicht 
zu brauchen, damit war alles ge-
sagt. ‚Das gibt’s doch nicht’, dachte 
Uwe. ‚Jetzt ist alles aus!’ 

Eine komische Kombination von 
Aufgebrachtheit und ungeheurer 
Müdigkeit brach in ihm aus. Er 
wollte unbedingt wissen, was ge-
nau passiert war. Aber er sah nur 
Schwestern und Pfleger um sich, 
die ihn versorgten und keine Fra-
gen beantworten wollten und auch 
keine Antworten wussten. Sie wa-
ren anscheinend besorgt um ihn. 
Er konnte sich nicht mehr bewe-
gen. Was ist passiert? Uwe konnte 
es nicht mehr rekapitulieren. Aber 
selbst die Gedanken schienen ihm 
so anstrengend, dass er in einem 
kurzen Schlaf fiel, der ihm unru-
hige Träume brachte….

Wie lange hatte er geschlafen? 
Es schienen ihm Sekunden zu sein. 

Schmerzen weckte ihn aus seinen 
Alpträumen. Schmerzen, die ihm 
fast den Verstand zu rauben schie-
nen. Er stieß einen Schmerzschrei 
aus. Im nächsten Moment piepste 
etwas. Eine weißgekleidete Per-
son erschien an seinem Bett. Diese 
weißgekleidete Person!

„Wo bin ich?“ Eigentlich wusste 
er ja bereits, dass er im Kranken-
haus lag. Aber er konnte sich die 
Zusammenhänge nicht erklären.

Tage, Wochen vergingen, Uwe 
war zwar immer noch im Kranken-
haus, aber allmählich kam die Erin-
nerung wieder. Muss das gerade vor 
Weihnachten passieren? 

Seine Eltern besuchten ihn. Auch 
sie schienen besorgt, wollten sich 
dies nicht anmerken lassen. Allmäh-
lich wurde ihm bewusst, dass sei-
ne Beine ihm nicht mehr gehorch-
ten. Die Krankengymnastin kam 
jetzt jeden Morgen und sie erzähl-
te: „Du hattest einen Unfall, aber 
großes Glück im Unglück. Denn 
offensichtlich sind nur die Beine 
gelähmt.“ Da war das Wort! „Ge-
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Weihnachtsgeschichte 2020 / Gedanken zum Jahreswechsel 2020/2021

lähmt“, er war ab jetzt also in den 
Beinen gelähmt! Jetzt hatte er Klar-
heit und es war ausgesprochen, was 
er bereits von Beginn an eigentlich 
wusste! Das Wort „Lähmung“ er-
schreckte ihn. 

Es kam der Tag der Tage: Uwe 
wurde entlassen, das heißt er mus-
ste erst in eine Reha. Und das war 
auch gut so! Denn so auf einmal im 
Rollstuhl, das war doch ein biss-
chen viel für ihn. Er traf andere 
Leute, die ein ähnliches Schicksal 
hatten. Er freundete sich mit Klaus 
an, der auch im Rollstuhl saß und 
im gleichen Alter wie er war. Uwe 
war inzwischen bewusst, dass er 
nicht ins Heim wollte, aber auch 
nicht wieder nach Hause zu seinen 
Eltern. Klaus fragte ihn: „Warum 
studierst du nicht mit Assistenz?“ 
Das war eine Frage! Wie sollte das 
denn gehen? Der neue Freund er-
zählte ihm, wie man das Ganze am 
besten angeht. Er erzählte ihm von 
Behindertenbewegungen, die sich 
für Assistenz einsetzen. Aber er 
erfuhr auch, dass es Hindernisse 
gibt. So gibt es ein Gesetz, das ei-
nen langen Namen hat, das soge-
nannte „Bundesteilhabegesetz“, es 
würde aber auch die UN-BRK ge-
ben. Uwe fragte nach: „UN-BRK? 

Was ist denn das?“ Davon hatte er 
noch nie etwas gehört. „Das ist die 
UNO- Behindertenrechtskonventi-
on, die von unserer Regierung un-
terschrieben worden ist. Darin ist 
das Recht auf Gleichheit und Teil-
habe für uns Behinderte geregelt. 
Steht eigentlich schon in unserem 
Grundgesetz so. Die Politiker 
kümmert die UN- BRK aber we-
nig,“ meinte Klaus. Uwe brummte 
der Kopf.

Aber nach und nach verstand 
er mehr; mehr von seiner Behin-
derung und mehr von den Mög-
lichkeiten, auch im Rollstuhl ein 
normales Leben führen zu kön-
nen. „Das wird für dich ein langer 
Weg! Aber du schaffst das!“, mun-
terte Klaus ihn beim Abschied auf: 
„Wir halten zusammen. Ich werde 
dich auch ‚draußen’ unterstützen; 
du kannst dich auf mich verlassen.“ 
Mit diesen Worten verabschiedeten 
sich die beiden Freunde. 

Tja, leider war alles „draußen“ 
nicht ganz so einfach, wie Uwe 
sich das anfangs vorgestellt hat-
te. Zunächst benötigte er einen ei-
genen Rollstuhl. Man muss sagen, 
dass Uwe bisher gewohnt war, sei-
ne Alltagsangelegenheiten per App 

zu erledigen. Nun gibt es für die 
Beschaffung von Rollstühlen aber 
noch keine App. Uwe brauchte so-
mit zunächst ein Rezept, das er im 
Sanitätshaus einlösen musste. Das 
ganze Rollstuhlleben musste er sich 
neu organisieren. Er hätte nicht ge-
glaubt, welche Hürden es gab, … 
Alleine schon einen Rollstuhl zu er-
halten, der dann auch noch passen 
und halten sollte. 

Und - wo sollte er wohnen? Als 
Notbehelf zog er zunächst dann 
doch zu seinen Eltern. Von dort aus 
suchte er nach einer barrierefreien 
Wohnung. Alle diese notwendigen 
„Kleinigkeiten“ zehrten an seinen 
Kräften und seiner Zeit. Schließlich 
fand er mit Hilfe seines Freundes 
Klaus und anderen Leuten eine ge-
eignete rollstuhlgerechte neue Blei-
be an seinem Studienort. Klaus half 
ihn auch eine Assistenz zu besor-
gen. Die Assistenz, die er zur All-
tagsbewältigung brauchte.  

Und so kam es: Wenn ihr heute 
Uwe trefft, dann hat er immer sei-
nen Assistenten dabei… Denn die 
beiden Freunde, Uwe und Klaus, 
hielten ab jetzt zusammen und 
helfen sich gegenseitig bei allen 
Schwierigkeiten.

Gedanken zum Jahreswechsel
von Gerhard Bartz, Vorsitzender ForseA e.V.

Mir wird hin und wieder vorgehalten, dass meine Texte zu lang und zu komplex sind. Darauf kann 
ich nur entgegen, dass die Benachteiligungen behinderter Menschen in unserem Land äußerst 
komplex sind. Die sozialrechtlichen Regelungen sind ebenfalls komplex und intransparent gestal-
tet. In diesem Gestrüpp sollen sich die Menschen derart verfangen, dass sie „günstigstenfalls“ 
von der Antragstellung absehen oder wenigstens derart eingeschüchtert werden, dass sie Ver-
ständnis für den Staat mitbringen, der ihre Bedarfe herunterverhandelt. Hinzu kommt, dass es 
sehr oft den Anschein hat, dass Sozialgerichte der unteren Instanzen den Sozialämtern gedank-
lich wesentlich näherstehen als den Kläger*innen. Das alles macht Texte wie den nachstehenden 
notwendig, damit sich möglichst viele der Diskriminierten darin wiederfinden.

Gedanken zum Jahreswechsel 2020/2021
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Gedanken zum Jahreswechsel 2020/2021

2020 - ein entlarvendes Jahr
Das Jahr 2020 wird in die Anna-

len zumindest dieses Jahrhunderts 
eingehen. Erstmals gab es eine glo-
busumspannende Pandemie. Dach-
ten wir bis jetzt, dass die Globalisie-
rung Waren, Dienstleistungen und 
den Tourismus betrifft, so belehr-
te uns ein Winzling eines Besseren 
und lehrte den Globus das Fürch-
ten. Er deckte die Schwachstellen 
unserer Gesellschaften schonungs-
los auf und machte uns bewusst, 
dass die Natur allemal am längeren 
Hebel sitzt. 

Alles, was „auf Kante genäht“ ist, 
egal ob Gesundheit, Pflege, Handel 
oder Produktionsprozesse, kam min-
destens ins Stottern. Am Beispiel 
des Gesundheitswesens konnte man 
beobachten, dass dort, wo sich Inve-
storen mit hehren Namen breitmach-
ten und satte Gewinne einstrichen, 
sofort nach dem Steuerzahler geru-
fen wurde, sobald die Geschäftsmo-
delle ins Straucheln gerieten. 

Es ist zu erwarten, dass die 
Krankenkassen die Corona-Mehr-
aufwände über die Zusatzbeiträge 
an die Versicherten weitergeben. 
Dabei bleiben die Arbeitgeberan-
teile unberührt. Als Resümee der 
Pandemie gibt es die Erkenntnis, 
dass Gesundheit und Pflege wieder 
eine gesellschaftliche Aufgabe sein 
müssen. Ob sich allerdings die In-
vestoren kampflos von ihren Fut-
ternäpfen verdrängen lassen, muss 
man bezweifeln. Zu mächtig sind 
die Lobbyisten, die sich in den Mi-
nisterien festgesetzt haben.

Die Pandemie hat - neben Trump 
- das Jahr 2020 dominiert. Dennoch 
gibt es noch viele Probleme, die wir 
notgedrungen in das Jahr 2021 mit-
tragen müssen. Nachstehend die 
wichtigsten:

Artikel 3 Grundgesetz / Behin-
dertenrechtskonvention der Ver-
einten Nationen

Es ist zwar schön, dass wir all-
jährlich mitzählen und in diesem 
Jahr festgestellt haben, dass wir 
seit 26 Jahren den Zusatz im Arti-
kel 3 „Niemand darf wegen seiner 
Behinderung benachteiligt werden“ 
erreicht haben. Auch dass wir an 
den zähen Kampf auf dem Weg da-
hin erinnern, ist in Ordnung. Bes-
ser noch wäre allerdings, wenn wir 
unsere Energie dafür verwende-
ten, diesem Benachteiligungsver-
bot auch Geltung zu verschaffen. 
Bislang sind es das Bundesverfas-
sungsgericht und Sozialgerichte al-
ler Instanzen, die dieses Verbot mit 
Leben erfüllen. Gleiches gilt für 
die Behindertenrechtskonvention. 
Nachfolgende Zitate belegen dies:

„Das Benachteiligungsverbot des 
Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG erschöpft 
sich nicht in der Anordnung, Men-
schen mit und ohne Behinderung 
rechtlich gleich zu behandeln. Viel-
mehr kann eine Benachteiligung 
auch vorliegen, wenn die Lebens-
situation von Menschen mit Behin-
derung im Vergleich zu derjenigen 
nicht behinderter Menschen durch 
gesetzliche Regelungen verschlech-
tert wird, die ihnen Entfaltungs- 
und Betätigungsmöglichkeiten 
vorenthalten, welche anderen offen-
stehen.“ (Bundesverfassungsgericht 
vom 10.10.2014 Az.: 1 BvR 856/13)

„Nach Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG 
darf niemand wegen seiner Behin-
derung benachteiligt werden; eine 
Schlechterstellung von Menschen 
mit Behinderungen ist nur zuläs-
sig, wenn dafür zwingende Grün-
de vorliegen. Untersagt sind auf die 
Behinderung bezogene Ungleich-

behandlungen, die für den behin-
derten Menschen zu einem Nachteil 
führen. Eine nach Art. 3 Abs. 3 Satz 
2 GG verbotene Benachteiligung 
liegt nicht nur bei Maßnahmen vor, 
die die Situation von Behinderten 
wegen der Behinderung verschlech-
tern. Eine Benachteiligung kann 
auch bei einem Ausschluss von Ent-
faltungs- und Betätigungsmöglich-
keiten gegeben sein, wenn dieser 
Ausschluss nicht durch eine auf die 
Behinderung bezogene Förderungs-
maßnahme hinlänglich kompensiert 
wird. Untersagt sind alle Ungleich-
behandlungen, die für Menschen 
mit Behinderungen zu einem Nach-
teil führen. Erfasst werden auch 
mittelbare Benachteiligungen, bei 
denen sich der Ausschluss von Be-
tätigungsmöglichkeiten nicht als 
Ziel, sondern als Nebenfolge einer 
Maßnahme darstellt. Art. 3 Abs. 3 
Satz 2 GG beinhaltet außer einem 
Benachteiligungsverbot auch einen 
Förderauftrag. Er vermittelt einen 
Anspruch auf die Ermöglichung 
gleichberechtigter Teilhabe nach 
Maßgabe der verfügbaren finanzi-
ellen, personellen, sachlichen und 
organisatorischen Möglichkeiten. 
In der Literatur wird Art. 3 Abs. 3 
Satz 2 GG ein Paradigmenwechsel 
entnommen: Der tradierte sozial-
staatlich-rehabilitative Umgang mit 
behinderten Menschen durch Für-
sorge, die das Risiko der Entmün-
digung und Bevormundung in sich 
trage, werde durch einen Anspruch 
auf Schutz vor Diskriminierung er-
setzt. Es werde nicht nur die benach-
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teiligte Minderheit angesprochen, 
sondern auch die Mehrheitsgesell-
schaft in die Verantwortung ge-
nommen.“ (Bundesverfassungsge-
richt vom 30.01.2020, Az,: 2 BvR 
1005/18)

Diese Gedanken haben Fachge-
richte weitentwickelt:

„Der Teilhabebedarf besteht im 
Ausgleich behinderungsbedingter 
Nachteile; maßgebliche Vergleichs-
gruppe ist der nichtbehinderte und 
nicht sozialhilfebedürftige Mensch 
vergleichbaren Alters“ (Landessozi-
algericht Baden-Württemberg vom 
14.04.2016 Az.: L 7 SO 1119/10)

„Besondere Aufgabe der Einglie-
derungshilfe ist es, den behinderten 
Menschen durch die Teilhabe am Le-
ben in der Gemeinschaft nach Mög-
lichkeit einem Nichtbehinderten 
gleichzustellen; der Bedürftige soll 
die Hilfen finden, die es ihm - durch 
Ausräumen behinderungsbedingter 
Hindernisse und Erschwernisse - 
ermöglichen, in der Umgebung von 
Nichthilfeempfängern ähnlich wie 
diese zu leben.“ und „Hinsichtlich 
der Eingliederungshilfeleistungen 
für wesentlich Behinderte - wie die 
Klägerin - im Sinne des § 53 Abs. 
1 Satz 1 SGB XII besteht kein be-
hördliches Ermessen, sondern ein 
Anspruch des wesentlich Behinder-
ten,“ (Landessozialgericht Baden-
Württemberg vom 22.02.2018 Az.: 
L7 SO 3516/14)

Den Eingriffen der Kostenträ-
ger in das Leben behinderter Men-
schen setzt das Bundessozialgericht 
in einer Entscheidung zur Mobilität 
enge Grenzen:

„Wege, die der Kläger mit dem 
Kfz zurücklegen will, sind damit 
nur dann für die Beurteilung der 
Notwendigkeit der Nutzung eines 

Kfz unbeachtlich, wenn es sich um 
Wünsche handelt, deren Verwirkli-
chung in der Vergleichsgruppe der 
nicht behinderten, nicht sozialhil-
febedürftigen Erwachsenen in der 
gleichen Altersgruppe als unange-
messen gelten (etwa wegen der da-
mit regelmäßig verbundenen Ko-
sten) und die damit der Teilhabe 
nicht dienen können; insoweit be-
stimmen nicht die Vorstellungen 
des Beklagten und der Beigela-
denen oder des Gerichts die Reich-
weite und Häufigkeit der Teilhabe 
des behinderten Menschen.“ (Bun-
dessozialgericht am 02.03.2017 Az.: 
B 8 SO 2/16 R)

So sieht also die rechtliche Fak-
tenlage aus. In der Realität bil-
det sich diese selten ab. Dort ist 
viel zu oft das Begehren der Ge-
sellschaft nach Aussonderung - 
in Gestalt von Mitarbeiter*innen 
der Kostenträger - ungebrochen 
deutlich spürbar. 

Ein in dieser Hinsicht herausra-
gendes Beispiel ist der Bezirk Un-
terfranken im Nordwesten Ba-
yerns. Hier darf anscheinend jede*r 
Sachbearbeiter*in nach Gusto vor 
sich hin werkeln und die ihr oder 
ihm zugeordneten behinderten Un-
terfranken mit eigenen Vorstel-
lungen von Staatsgewalt überzie-
hen. Einige Beispiele:

•	 Tarifvertragliche Entgel-
te werden Wochenarbeitszeiten an-
derer Tarifgruppen zugeordnet, 
die es jedoch gar nicht gibt. We-
der der Widerspruchsstelle, noch 
dem Sozialgericht, noch dem Lan-
dessozialgericht wollte das auf-
fallen. Denn das Vertrauen in die 
Sachbearbeiter*innen scheint gren-
zenlos zu sein.

•	 Behinderten Menschen 
mit Assistenzbedarf werden tagsü-

ber Bereitschaftszeiten für die As-
sistenzpersonen verordnet. Den 
„Preis“ für diese Zeiten zahlt der 
behinderte Mensch, der in besagter 
Zeit untätig und - von Notfällen ab-
gesehen - hilflos das Ende der Aus-
zeiten abwarten muss.

•	 Die Sachverständigen des 
Bezirkes regten an, dass eine Frau 
zwischen Frühstück und Mittages-
sen auf dem Toilettenstuhl sitzend 
verbringen soll, um Kosten zu spa-
ren.

•	 Die Übernahme von Kosten 
für den Einbau eines Schwenksitzes 
wurde abgelehnt, weil am Ort eine 
Straßenbahn fährt und die Fahrt 
zu über 100 km entfernten Eltern 
entgegen eindeutiger Gerichtsent-
scheidungen vermeintlich nicht in 
den Bereich der Eingliederungshil-
fe falle.

•	 Zum wiederholten Mal 
wurde in Unterfranken das „Pfle-
gegeld-Jojo“ in Gang gesetzt. Ak-
tuell wurde es ab Dezember einer 
Frau erneut gestrichen, nachdem 
innerhalb des Bezirkes immer mal 
wieder eingestellt, dann wieder be-
zahlt, dann wieder eingestellt und 
wieder bezahlt wurde. Das baye-
rische Sozialministerium schrieb 
zwar an ForseA,  dass es bezahlt 
werden müsse, betonte gleichzei-
tig aber, dass die Bezirke autonom 
seien und dass man keinen Einfluss 
auf sie habe. https://tinyurl.com/
ycd2xcur

•	 Und dann gibt es auch noch 
das Urteil des Bundessozialge-
richtes, wonach die Unterkunftsko-
sten der Assistenz Bestandteil der 
Assistenzkosten sind. Dieses Ur-
teil wurde in einem Fall erstellt, 
bei dem es sich um eine 24/7-As-
sistenz handelt. Obwohl im Ur-
teilstext nicht daraus zu schließen 
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terpretation der Kostenträger, dass 
das Urteil - wenn überhaupt - nur 
bei 24/7-Diensten gilt. So als ob es 
bei 16-Stunden-Diensten keinen 
Bedarf an Privatsphäre für die Par-
teien gäbe. Allerdings gibt es in Un-
terfranken keine 24/7-Zeitmodelle, 
aus Prinzip nicht! Und somit sind 
nach der dortigen Meinung auch 
keine Unterkunftskosten zu über-
nehmen.

In Unterfranken steht nicht der 
behinderte Mensch mit seinen Be-
darfen im Fokus. Der Behördenlei-
ter selbst schrieb uns einmal, dass 
seine Mitarbeiter*innen in ihren 
Entscheidungen frei seien. Deut-
licher kann man es nicht mehr aus-
sprechen.

Einige weitere Beispiele:

•	 Behinderte Menschen, die 
aufgrund fehlender oder unzurei-
chender Arbeitsbiografie wenig oder 
kein Einkommen haben, landen au-
tomatisch in der Grundsicherung. 
Das ist nicht richtig, denn sie kön-
nen nichts dazu beitragen, diese zu 
verlassen. Und vor allem: Gegenü-
ber der maßgeblichen Vergleichs-
gruppe (der nichtbehinderte und 
nicht sozialhilfebedürftige Mensch 
vergleichbaren Alters) sind sie deut-
lich benachteiligt.

•	 Das Gesetz zur Assistenz im 
Krankenhaus aus dem Jahr 2009 ist 
auch nach elf Jahren bei Kostenträ-
gern, Krankenkassen und Kranken-
häusern (vorgeblich?) unbekannt. 
Noch immer muss die Mitaufnahme 
bei stationären Behandlungen und 
in der Kur erkämpft werden. Selbst 
behinderte Arbeitgeber*innen, die 
im Gesetz direkt benannt sind, ha-
ben mitunter Probleme. Dort, wo 
nicht Sozialhilfeträger die Kosten-
träger sind, versucht man sich oh-

nehin davor zu drücken, die Kosten 
zu übernehmen. Gleichermaßen 
versucht man sich bei Kunden am-
bulanter Dienste oder bei Heimbe-
wohnern vom Prinzip der Gleichbe-
handlung zu drücken.

•	 Behinderten Menschen 
werden, sobald sie Nachteilsaus-
gleiche in Anspruch nehmen, wohl 
aus Abschreckungsgründen Teile 
des Einkommens und des Vermö-
gens weggenommen. Diese Weg-
nahme fällt nun in den meisten Fäl-
len niedriger aus als bis Ende 2019. 
Damals hat die Gesellschaft es sich 
schon ein zigfaches dessen kosten 
lassen, was die Wegnahme einge-
bracht hat. Seit Jahresbeginn steht 
der Aufwand dafür in einem noch 
krasseren Missverhältnis. Und das 
nur, damit berechtigte Menschen 
vor der Antragstellung zurück-
schrecken. Dass es auch anders ge-
hen kann, beweist der Gesetzgeber 
mit den Corona-Regeln. Gaststät-
ten erhalten als Ausgleich 75% des 
Umsatzes des Vorjahresmonats. 
Machen sie Umsätze aus „ToGo“-
Verkäufen, werden diese nicht auf 
den Ausgleich angerechnet. Es geht 
also, so man will!

•	 Die derzeit weltweit wü-
tende Pandemie bedroht behin-
derte Menschen im besonderen 
Maße. Sie brauchen menschliche 
Unterstützung, die natürlich auch 
nah am Menschen geleistet wer-
den muss. Anträge auf Schutzmit-
tel und auf Tests werden jedoch ab-
gelehnt. Sollte es zu Erkrankungen 
kommen, ist das Arbeitgebermo-
dell, das von den Kostenträgern 
auf Minimalbasis genehmigt wur-
de, sofort am Ende. Nachfragen bei 
Gesundheitsämtern, wie in solchen 
Fällen zu verfahren sei, erzeugen 
lediglich ein Schulterzucken bzw. 
Verweise auf Kurzzeitpflegeein-
richtungen.

•	 Nicht selten beraten Kosten-
träger trotz gesetzlicher Verpflich-
tung nicht oder falsch. Typisches 
Beispiel: Oft wird behauptet, dass 
man noch nie etwas vom Persön-
lichen Budget oder gar vom Ar-
beitgebermodell gehört habe. Da-
bei ist uns aus anderen Beratungen 
das Gegenteil bekannt. Aber den 
Antragsteller*innen soll damit of-
fenbar klar gemacht werden, dass 
die erfolgreichen Antragstellungen 
extrem selten sind.

•	 Noch immer sind Persön-
liche Budgets zeitlich befristet. 
Damit werden bei den Kostenträ-
gern eine Menge Arbeitsplätze er-
halten und geschaffen. Meine Zu-
versicht in eine Besserung meiner 
seit 69 Jahren bestehenden und sich 
schleichend verschlechternden Be-
hinderung steht im krassen Gegen-
satz zur vorgegebenen Zuversicht 
meines Kostenträgers. Diese stän-
digen Prüfungen sind außerordent-
lich belastend, da zwischenzeitlich 
oft die Sachbearbeitung gewechselt 
hat und der oder die Nachfolger*in 
beweisen muss, dass er oder sie den 
Job beherrscht.

•	 Im Gegensatz zur von den 
Betroffenen geforderten Hilfeart 
„Assistenz“ gibt es nach wie vor die 
Hilfearten „Eingliederungshilfe“ 
und „Hilfe zur Pflege“. Im Bereich 
der behinderten Menschen ist das 
fatal, denn von dieser Einstufung 
hängt ab, wieviel an Einkommen 
und Vermögen enteignet werden 
kann. Doch hier gehen die Diskri-
minierungen noch weiter. Die Höhe 
der Enteignungen wird auch abhän-
gig davon gemacht, ob Arbeitsein-
kommen oder Rente bezogen wird 
oder wie alt man bei der ersten An-
tragstellung war. Nach wie vor ist 
unsere Gesellschaft dafür, dass man 
im Alter satt und sauber sein muss. 
Alles darüber hinaus muss kapital-
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gedeckt gesichert sein. Hier sind es 
vermutlich die Einflüsterer der Ver-
sicherungswirtschaft, die dafür sor-
gen, dass dies so bleibt.

•	 Jeder behinderte Mensch 
mit Assistenzbedarf benötigt Ein-
gliederunghilfe. Je nach Art und 
Schwere seiner Behinderung 
braucht er auch Pflege. Aber auch 
diese sehen wir als Bestandteil der 
Eingliederungshilfe. Denn ohne 
die erforderliche Pflege ist an Ein-
gliederung nicht zu denken. Daher 
sollten wir uns von diesen altherge-
brachten Begrifflichkeiten verab-
schieden und auf die Hilfeart Assi-
stenz festlegen. Denn alleine die für 
uns sinnfreie Unterscheidung kostet 
der Gesellschaft Unsummen, da 
doppelte Strukturen für beide Hil-
fearten vorgehalten werden müs-
sen. Diese Unterscheidung hat für 
uns jeden Sinn verloren. Denn sie 
hält uns in Teilen im SGB XII fest.

•	 Es scheint verlockend, das 
Häuschen eines/einer Antragstel-
lers bzw. Antragstellerin wegzu-
nehmen. Wenn man sich dann noch 
in den betreffenden Tabellen et-
was verguckt, verschickt man ent-
sprechende Bescheide und ver-
sucht, die notarielle Eintragung 
schon mal vorzubereiten, um dem 
Ganzen einen amtlichen Touch zu 
geben. Wenig wohlmeinende Men-
schen könnten da auf den Gedan-
ken kommen, dass hier Betrug im 
Spiel war.

•	 Oftmals wird von Kosten-
trägerseite auch ein Bescheid in 
Aussicht gestellt, der nur einen Teil 
des beantragten Bedarfes abdeckt. 
Gleichzeitig wird telefonisch oder 
im persönlichen Gespräch signali-
siert, dass im Widerspruchsfall der 
Bescheid noch weitere Kürzungen 
beinhalten könnte. Ein klarer Fall 
von Nötigung und nicht mal selten.

•	 Kostenträger wissen, dass 
sie nur in wirklichen Notfällen ein-
geschaltet werden. Dennoch haben 
sie oft alle Zeit der Welt, schrei-
ben unzählige Briefe, in denen bei-
spielsweise immer wieder neue Un-
terlagen angefordert werden, geben 
kund, dass sie einen Bescheid zu er-
stellen beabsichtigen und geben Ge-
legenheit zur Stellungnahme. Der-
weil hält die Notlage zuhause an. 
Für uns ist das eine Form der un-
terlassenen Hilfeleistung. Damit 
verbunden oft auch die fahrlässige 
Körperverletzung, wenn beispiels-
weise wegen der fehlenden Hilfen 
Druckstellen entstehen oder Aus-
trocknungen geschehen.

•	 Bei der Bedarfsdeckung 
gibt es zwei Gruppen. Die er-
ste Gruppe, Menschen mit einem 
24-Stunden-Bedarf an sieben Ta-
gen in der Woche, hat kaum Pro-
bleme. Hier wird die verlässliche 
Anwesenheit der Assistenz akzep-
tiert. Anders jedoch bei der zweiten 
Gruppe: Besteht der Bedarf „nur“ 
für zehn Stunden, weicht man von 
diesem Prinzip ab. Obwohl hier 
ebenfalls die verlässliche Anwesen-
heit gebraucht wird, bestehen viele 
Kostenträger auf ein „Lebensproto-
koll“ über einen längeren Zeitraum. 
Sie beabsichtigen damit, die Dau-
er der einzelnen Verrichtungen zu 
addieren. Die Zeiten zwischen ein-
zelnen Verrichtungen werden damit 
automatisch ausgeblendet. Auf die-
se Weise ergibt sich ein wesentlich 
geringerer, aber praxisfremder Be-
darf. Hinzu kommt, dass eine der-
artige Dokumentation für die Be-
troffenen außerordentlich belastend 
ist. Wer kann schon sein Leben in 
Tabellen fassen und das auch noch 
im Hinblick darauf, dass sie Be-
standteil seiner Akte werden?

•	 Mit dieser Dokumentati-
on lassen sich Antragsteller*innen 

auch vortrefflich in Diskussionen 
über die Notwendigkeit und Dauer 
einzelner Hilfen verwickeln. Vom 
Schreibtisch aus wird also versucht, 
unser Leben kostengünstiger zu ge-
stalten.

•	 Im Gegensatz zu allen Le-
bensbereichen spielen Verfassungs-
verletzungen gegenüber behinder-
ten Menschen keine Rolle. Weder 
Exekutive noch Legislative haben 
irgendwelche Skrupel, Axt an un-
sere Verfassungsrechte zu legen. Im 
Vorfeld des Bundesteilhabegesetzes 
haben wir gegenüber dem Bundes-
tag, aber auch gegenüber dem Bun-
despräsidenten aufgezeigt, wo un-
sere Rechte verletzt werden. Der 
Bundespräsident, der jedes Gesetz 
auf Verfassungsmäßigkeit überprü-
fen muss, hat wie auch der Bundes-
tag nicht mal reagiert. 

•	 Das Bundesteilhabegesetz 
hat ausdrücklich bestätigt, dass 
der Kostenträger bei der Bemes-
sung der Hilfen das letzte Wort hat. 
Außerdem hat es das Poolen von 
Leistungen (verschiedene Men-
schen teilen sich die Assistenz und 
machen sich somit zu Geiseln der 
anderen) ermöglicht. Das Bundes-
teilhabegesetz wirkt nicht dagegen, 
dass der Gesundheitsminister dau-
erbeatmete Menschen in Anstalten 
zwingen will. Das Gesetz zemen-
tiert die Ungerechtigkeiten des Sy-
stems und wird nicht nur von uns als 
Teilhabeverhinderungsgesetz be-
zeichnet. Im Bundestag wurde von 
der Ministerin betont, dass nicht 
alle Wünsche erfüllt werden kön-
nen. Den Mandatsträger*innen sei 
hiermit ins Stammbuch geschrie-
ben, dass Grundrechte keine Wün-
sche darstellen! Aber das im Parla-
ment nicht kritisierte Fehlverhalten 
der Ministerin Nahles zeigte uns 
Betroffenen deutlich, dass es nicht 
um Politik für, sondern im Grund-
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ging und immer noch geht.

•	 Besonders schlimm ist, 
wenn ein Mensch aus einer Anstalt 
ausziehen möchte. Er muss zwei 
Dinge koordinieren, die fast nicht 
in Deckung zu bringen sind: Er 
muss sein Assistenzteam geneh-
migt bekommen, suchen und ein-
stellen. Und er braucht eine barri-
erefreie Wohnung, die - sofern es 
sie überhaupt gibt - nicht einen se-
paraten Raum für die Assistenz 
aufweist, den es nach dem Urteil 
des Bundessozialgerichts (vom 
28.02.2013, Az.: B 8 SO 1/12 R) 
geben muss. Öffentlich geförderte 
barrierefreie Wohnungen sind stets 
zu klein und berücksichtigen diese 
Verpflichtung nicht. Solange Sozi-
alhilfeträger dieses Urteil - wenn 
überhaupt - berücksichtigen, dann 
nur bei einer 24-Stunden-Assi-
stenz. Dabei treffen die dort nie-
dergeschriebenen Argumente auch 

bei weniger Stunden zu. Schließ-
lich muss es für Arbeitgeber*in 
und Assistent*in eine Rückzugs-
möglichkeit geben.

•	 Viele Kostenträger gehen 
sehr selektiv mit Urteilen um. So 
werden ältere Urteile der ersten In-
stanz vorgezogen, selbst wenn die-
se später von den Landessozialge-
richten anderslautend entschieden 
werden. Urteile aus anderen Bun-
desländern werden dann herange-
zogen, wenn sie die Ansicht der Be-
hörden stützen. Andernfalls werden 
sie oft abgelehnt.

Diese Liste ist keineswegs voll-
ständig. Sie soll zeigen, dass sich 
am Kräfteverhältnis zwischen 
Antragsteller*in und Kostenträgern 
in den letzten Jahrzehnten nichts 
Entscheidendes geändert hat. Gut, 
es gab neue Begriffe, aber mit de-
nen wurden lediglich alte Machtaus-
übungen neu verpackt. 

Menschen mit Behinderungen 
werden so lange von der Gesell-
schaft hingenommen, solange sie 
mit eigenen Mitteln leben können. 
Brauchen sie jedoch Nachteilsaus-
gleiche, wie sie ihnen gesetzlich 
zugestanden werden, zeigt sich die 
Gesellschaft noch immer von ihrer 
hässlichen Seite.

Das Jahr 2020 war ein entlar-
vendes und behindertenpolitisch 
ein verlorenes Jahr. Hoffen wir, 
dass wir im nächsten um diese Zeit 
auf ein besseres zurückblicken kön-
nen. Das wünschen wir Ihnen von 
Herzen, bleiben Sie gesund und 
achten Sie auf sich und Ihre Mit-
menschen!

Hollenbach, im Dezember 2020

Der ForseA-Vorstand
Gerhard Bartz, Oliver Lenz, 
Monika Martin, Ihsan Oezdil
und Susanne Steffgen
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Intensivpflegegesetz am 18. September im 
Bundesrat
kobinet-nachrichten am 02. September 2020 
von Ottmar Miles-Paul 
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 Das umstrittene Gesetz zur 
Stärkung von intensivpflegerischer 
Versorgung und medizinischer Re-
habilitation in der gesetzlichen 
Krankenversicherung (Intensiv-
pflege- und Rehabilitationsstär-
kungsgesetz - GKV-IPReG) steht 
bei der nächsten Bundesratssitzung 
am 18. September zur Beschluss-
fassung an. Nachdem der Bundes-
tag dem Gesetz schon Anfang Juli 
zugestimmt hatte, muss nun noch 
die Länderkammer ihr Votum da-

für abgeben, damit es in Kraft tre-
ten kann. 

Behinderte Menschen hatten fast 
ein Jahr lang gegen die Pläne des 
Bundesgesundheitsministeriums pro-
testiert, wonach das selbstbestimmte 
Leben beatmeter Personen massiv ein-
geschränkt werden sollte. Der Bundes-
tag hat das Gesetz mit einer Reihe von 
Änderungen beschlossen, die Ein-
schränkungen der Selbstbestimmung 
verhindern sollen, aber den Kosten-

trägern noch einige Türen offenlas-
sen. Der Gemeinsame Bundesaus-
schuss (G-BA) soll auf der Basis des 
Gesetzes eine entsprechende Richtli-
nie zur Umsetzung erstellen. Wach-
samkeit ist also weiterhin angesagt.
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